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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Illoyale Konkurrenz bei Walzstahleinfuhren 

Bezug: Kleine Anfrage 85 der Abgeordneten Funk, 
Wieninger, Dr. Dollinger und Genossen 

- Drucksache 639 - 

Ich darf die obige Anfrage wie folgt beantworten: 

Die von den Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKSt) aufgestellten 
Preislisten sind gemäß Artikel 60 des Vertrages über die Gründung 
der EGKSt gültig für sämtliche Verkäufe innerhalb des Raumes 
der Montan-Union. In der Festsetzung der Listenpreise selbst sind 
die Stahlerzeuger nicht gebunden. 

Es ist festgestellt worden, daß Lieferungen aus den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft in die Bundesrepublik durch Preisnachlässe teil- 
weise Einstandspreise ergeben haben, die von den zulässigen Preisen 
nach unten ab weichen. Dabei handelt es sich um Preisabweichungen, 
die entweder schon bei den Kaufabschlüssen aus den Einfuhr- und 
Zahlungsbewilligungen oder bei der Verbringung der Ware in die 
Bundesrepublik aus den Einfuhrdokumenten erkennbar geworden 
sind. Die Bundesregierung hat im allgemeinen keine Möglichkeit, 
festzustellen, ob außerdem nachträglich Rabatte auf Grund unbe- 
gründeter Mängelrügen gewährt worden sind. Es liegen ihr hierüber 
auch keine Angaben der deutschen Industrie für den Einzelfall vor, 
da verständlicherweise die Stahlverbraucher derartige Geschäftsvor- 
gänge nicht zur Kenntnis bringen. 

Für das erste Halbjahr 1954 sind für insgesamt etwa 40000 t Stahl 
Kaufabschlüsse bzw. effektive Lieferungen mit Preisen festgestellt 
worden, aus denen sich der Verdacht unzulässiger Preisstellungen 
ergibt. 

Die Bundesregierung hat diese Fälle der Hohen Behörde der Ge- 
meinschaft mit der Bitte mitgeteilt, unter Anwendung der Vor- 
schriften des Vertrages die Stahlerzeuger und den von diesen Stahl 
beziehenden Handel zu veranlassen, eine dem Artikel 60 des Ver- 
trages entsprechende Preisstellung durchzuführen. Die Hohe Behörde 


Druck: Buchdruckerei R. Madel. Bonn, Bonner TalweS 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 



hat mitgeteilt, daß sie das Notwendige zur Klarstellung der bean- 
standeten Verkäufe veranlaßt habe. Die in die Wege geleiteten 
Ermittlungen seien jedoch noch nicht gänzlich abgeschlossen. 

Durch Einflußnahme auf die Stahlbezieher (Stahlhandel und Stahl- 
verbraucher) kann die Bundesregierung die illoyale Konkurrenz 
nicht unterbinden. Die Preisstellung der Stahlhandelsunternehmen, 
die von Stahlwerken der Gemeinschaft beziehen, unterliegt nämlich 
den Vorschriften der Hohen Behörde. Die Bundesregierung hat 
auch keine gesetzlichen Möglichkeiten, die deutschen Stahlverarbeiter 
an der Ausnutzung unzulässiger Preisangebote für Stahl zu hindern. 

Da sich der Stahlmarkt der Gemeinschaft in der letzten Zeit we- 
sentlich gefestigt hat, dürfte zu erwarten sein, daß in der nächsten 
Zeit unzulässige, nach unten gerichtete Preisstellungen in dem bis- 
herigen Ausmaß nicht mehr auftreten werden. Die Bundesregierung 
wird jedoch die Entwicklung aufmerksam verfolgen und etwaige 
weitere Falle unzulässiger Preisstellungen der Hohen Behörde zur 
Kenntnis bringen. 


Dr. Dr. h. c. Erhard 



